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Antrag

 

der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 

Für die demokratische Erneuerung Pakistans 

 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest:
Durch den Putsch des pakistanischen Militärs vom 12. Oktober 1999 und die
Einsetzung eines Kabinetts unter dem Generalstabschef und jetzigen Chief
Executive der Islamischen Republik Pakistan, General Pervez Musharraf,
wurde der gewählte Premierminister des Landes Nawaz Sharif gestürzt.
Die Machtübernahme durch das Militär wurde in Pakistan dennoch durch weite
Teile der Bevölkerung begrüßt. Der Grund hierfür liegt in dem Umstand, dass
alle zivilen Regierungen seit dem Ende des früheren Militärregimes nicht in der
Lage waren, die drängendsten Probleme des Staates zu lösen und die nötige
Reform der Staatsstruktur durchzuführen. T rotz der Abhaltung weitgehend
freier und demokratischer W ahlen war aufgrund der weitverbreiteten Korrup-
tion und des mangelnden Verantwortungsgefühls der ökonomischen und politi-
schen Eliten für eine demokratische Gesellschaftsordnung eine T eilhabe der
Mehrheit der Bevölkerung am politischen und ökonomischen Leben nicht
möglich. Zudem hat die Verstrickung Pakistans in teure und gefährliche außen-
politische Abenteuer verbunden mit einer verfehlten W irtschaftspolitik das
Land in eine sehr ernste Lage gebracht.
Für Infrastrukturmaßnahmen, insbesondere im Bereich der Strom- und Wasser-
versorgung, des Umweltschutzes und der Massentransportsysteme, sowie für
Sozialprogramme oder Bildungsmaßnahmen wurden kaum Mittel aufgewandt.
So weist Pakistan nach Angaben der Weltbank (1999) eine Analphabetenquote
von 59,1 Prozent unter den über 15-jährigen Einwohnern auf. Allein der jähr-
liche Schuldendienst und die hohen Kosten für die Armee machen rund 60 Pro-
zent des Staatshaushaltes aus. Ausländische Investitionen werden aufgrund der
politisch wie wirtschaftlich instabilen Lage des Staates nur mit großer Zurück-
haltung vor genommen. Die zivilen Regierungen haben diesen Zustand nicht
nur nicht bekämpft, sondern waren an dessen Entstehung aufgrund von Korrup-
tion und Patronage bis in höchste politische Kreise aktiv beteiligt.
Der Deutsche Bundestag nimmt zur Kenntnis, dass die Regierung unter Chief
Executive Pervez Musharraf angekündigt hat, die Zeit ihrer Herrschaft für
grundlegende Reformen des Landes wie W iederbelebung der Wirtschaft, Auf-
deckung und Ahndung von Korruption, Demokratisierung und Dezentralisie-
rung von Staats- und Verwaltungsstrukturen, Wiederherstellung von politischer
Moral und nationaler Einheit, Auf egung von Sozial- und Bildungsprogrammen
sowie für eine Landreform zu nutzen.
Die ersten Schritte zur Umsetzung dieses Programms wurden bereits in die
Wege geleitet, beispielsweise durch die Institutionalisierung einer permanenten
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Korruptionsbekämpfung, die Berufung kompetenter und unbelasteter Minister
und Berater , die erfolgreichen Umschuldungsverhandlungen mit den Geber -
ländern und den Beginn der von IWF und W eltbank geforderten Reformen im
Verwaltungs- und Steuerbereich.
Dennoch übersieht der Deutsche Bundestag nicht, dass die Armeeführung
Pakistans auch unter den zivilen Premierministern eine dominante und bestim-
mende Kraft des Staates war . Daher trif ft auch sie eine Mitverantwortung für
die Zustände der V ergangenheit, wobei außenpolitisch hier insbesondere die
Verstrickung in den afghanischen Bür gerkrieg, die Verschärfung des Konf ikts
mit Indien und die Beteiligung am atomaren Wettrüsten zu nennen sind.
Angesichts des ernsten Zustandes, in dem sich Pakistan bef ndet und zu dem
die politischen Entwicklungen der ver gangenen Jahre und Jahrzehnte wesent-
lich beigetragen haben, erwartet der Deutsche Bundestag, dass die Ankün-
digungen des gegenwärtigen Regimes, durch grundlegende und überfällige
Reformen die Basis für eine leistungs- und entwicklungsfähige Demokratie zu
legen, in die Tat umgesetzt werden. Hierzu ist es erforderlich, die Verpflichtun
zur Übergabe an eine demokratisch gewählte Regierung einzuhalten und dafür
Sorge zu tragen, dass alle Staatsbür ger am demokratischen Prozess in vollem
Umfange teilnehmen können. Dies schließt das Recht der Minderheiten zur
freien und ungehinderten Teilhabe am allgemeinen Wahlrecht ein. 
Der Deutsche Bundestag betont, dass die Stabilität in der hochgerüsteten Re-
gion Südasien dauerhaft nur durch ein gefestigtes, innenpolitisch reformiertes
und demokratisches Pakistan zu gewährleisten ist. Dafür muss Pakistan ernst-
hafte Schritte zur Lösung seiner Probleme in den Bereichen Ökonomie, Staats-
verschuldung, Staatsstruktur und im Sozialwesen unternehmen. Die Regierung
unter Chief Executive Pervez Musharraf muss in diesem Sinne glaubhaft ver-
sichern, die Grundlagen für den baldigen Über gang zu einer demokratisch ge-
wählten, zivilen Regierung zu schaffen.

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung daher auf, 
1. auf die Regierung Pakistans einzuwirken,

1.1 sich als eine Über gangsregierung 

 

im Sinne des Urteils des Obersten
Gerichtshofs Pakistans

 

 zu begreifen, deren wichtigste Aufgabe es ist,
Rahmenbedingungen für ein funktionsfähiges und demokratisches
Staatswesen mit einem gerechten W ahlsystem (unter Berücksichtigung
einer angemessenen Repräsentation von Frauen) und einem dezentralen
Staatsaufbau mit föderalen Merkmalen zu schaf fen und bis spätestens
Herbst 2002 zur Demokratie zurückzukehren; 

1.2 eine W irtschaft- und Finanzpolitik zu betreiben, deren wesentliche
Merkmale sind: Ef fektivität, Kontinuität, V erlässlichkeit, Bekämpfung
der Korruption; 

1.3 dass zur nachhaltigen Sanierung der Staatsf nanzen ein allen Bevölke-
rungsschichten gerecht werdendes Abgabensystem geschaffen und da-
mit die Steuerbasis erheblich verbreitert wird; 

1.4 außenpolitisch einen Kurs der Normalisierung, Verständigung und wirt-
schaftlichen Öf fnung gegenüber Indien und den anderen Nachbarlän-
dern einzuschlagen, um so die Bindungen der Staaten untereinander zu
stärken und ein vielfältiges friedensförderndes Beziehungsgef echt auf-
zubauen. Voraussetzung hierfür ist die Verhinderung der Infiltration vo
Militanten über die „Line of Control“ in Kaschmir und die konsequente
Umsetzung der VN-Sicherheitsratsresolution 1333, die u. a. jede mili-
tärische und logistische Unterstützung der Taliban in Afghanistan unter-
sagt. Grundsätzlich sind beide Seiten – Pakistan und Indien – aufgeru-
fen, für Kaschmir eine Politik der Zurückhaltung und Befriedung zu
betreiben; 



 

Deutscher Bundestag – 14. Wahlperiode – 3 –

 

Drucksache

 

 14/

 

5684

 

1.5 eine Politik der Toleranz und Achtung der Menschenrechte zu betreiben,
die sich an rechtsstaatlichen Grundsätzen orientiert und die Rechte von
Frauen und ethnischer und religiöser Gruppen 

 

auch

 

 nicht beeinträchtigt.
Hierzu gehört nach Auf fassung des Deutschen Bundestages die Auf-
hebung des sog. Blasphemiegesetzes; 

1.6 entwicklungsorientiert im Sinne von „good governance“ zu handeln und
insbesondere im Rahmen der ökonomischen Möglichkeiten neue
Schwerpunkte in den Bereichen Bildung, Sozialwesen und Infrastruktur
zu setzen, um Frauen und Männern, Mädchen und Jungen eine neue Per-
spektive zu geben;

2. Pakistan bei den anstehenden grundlegenden Reformen tatkräftige bera-
tende und technische Hilfe zu leisten und dafür auch internationale Unter -
stützung zu gewinnen, sofern die neue pakistanische Regierung dauerhaft
glaubhaft machen kann, den eingeschlagenen Reformweg konsequent zu
verfolgen und sich die Schaf fung stabiler demokratischer und rechts staat-
licher Strukturen zum Ziel zu setzen; 

3. in der Staatengemeinschaft darauf hinzuwirken, die Arbeit der Regierung

 

Musharraf

 

s sehr  aufmerksam und kritisch zu verfolgen und die sich daraus
ergebenden Chancen nicht aus grundsätzlichen V orbehalten heraus zu ver -
spielen. Frieden, Sicherheit und Stabilität in der Region Südasien können
nicht durch Blockade, Ausgrenzung oder Isolation befördert werden, son-
dern nur durch kritische und konstruktive Einbindung in die internationale
Gemeinschaft, durch eine wirksame V erpflichtung auf international ane -
kannte grundlegende Normen zwischenstaatlichen V erhaltens und durch
eine diesen Kriterien folgende Zusammenarbeit mit Pakistan und den ande-
ren Staaten der Region; 

4. alle Bemühungen zu unterstützen, damit Pakistan und Indien den V ertrag
über einen umfassenden T eststopp nuklearer W affen (Comprehensive T est
Ban Treaty – CTBT) und den Nichtverbreitungsvertrag (Non Proliferation
Treaty – NPT) unterzeichnen; 

5. die traditionellen und freundschaftlichen Beziehungen zu Pakistan und
Indien zu nutzen und sich gegenüber beiden Staaten für einen verstärkten
Dialog über den Abbau von Spannungen, über vertrauensbildende Maßnah-
men und die W iederaufnahme der wirtschaftlichen Zusammenarbeit einzu-
setzen.

Berlin, den 28. März 2001

 

Dr. Peter Struck und Fraktion 
Friedrich Merz, Michael Glos und Fraktion 
Kerstin Müller (Köln), Rezzo Schlauch und Fraktion 
Dr. Wolfgang Gerhardt und Fraktion 
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